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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Mitte Januar 2021 startete mit Medienkonferenzen sowohl seitens des Initiativkomitees
als auch des Bundesrats der Abstimmungskampf zur Volksinitiative «Ja zum
Verhüllungsverbot». In den zwei darauffolgenden Monaten bis zum
Abstimmungstermin am 7. März 2021 war das Thema Verhüllungsverbot in der Presse
praktisch täglich präsent. Wie die Zeitungs- und Inserateanalyse zeigte, erhielt die
Volksinitiative im angegebenen Zeitraum deutlich mehr Medienaufmerksamkeit als die
beiden anderen Abstimmungsvorlagen vom 7. März, das E-ID-Gesetz und das
Freihandelsabkommen mit Indonesien. Obgleich über das Verhüllungsverbot sehr viel
debattiert wurde, gab es weder für noch gegen die Initiative eine nennenswerte
Inseratekampagne. Dies ging mit einer komplexen Gemengelage in der intensiv
geführten Debatte einher: Die Grenze zwischen dem befürwortenden und dem
ablehnenden Lager war äusserst diffus; praktisch in jeder Partei oder gesellschaftlichen
Gruppierung, die ihren Standpunkt kundtat, gab es gewichtige Stimmen, die sich für die
jeweils gegnerische Seite starkmachten. Neben dem Egerkinger Komitee, das die
Initiative lanciert hatte, und der SVP, die sie im Parlament unterstützt hatte, stand auf
der Pro-Seite etwa auch ein Mitte-links-Komitee aus der Westschweiz, in dem sich
unter anderen GLP-Nationalrätin Isabelle Chevalley (VD), der Genfer FDP-Grossrat Jean
Romain, der Berner SP-Grossrat Mohamed Hamdaoui und alt-CVP-Nationalrätin
Marlyse Dormond Béguelin (VD) für das Verhüllungsverbot engagierten. Ferner warb ein
überparteiliches Frauenkomitee um die Nationalrätinnen Marianne Binder-Keller (mitte,
AG) und Monika Rüegger (svp, OW) sowie die Präsidentin des Forums für einen
fortschrittlichen Islam Saïda Keller-Messahli für die Initiative. Für ein Nein plädierten
indes alle grossen Parteien ausser der SVP – allerdings keineswegs geschlossen –, ein
parlamentarisches Komitee unter der Federführung von FDP-Ständerat Andrea Caroni
(AR), der Schweizer Tourismusverband, mehrere Frauenverbände und
Frauenstreikkomitees sowie diverse Akteure, die sich selbst als liberal verstanden oder
sich für die Religionsfreiheit einsetzten, darunter die Operation Libero, Amnesty
International und verschiedene religiöse Organisationen. Die grossen Abwesenden im
Abstimmungskampf waren die direkt Betroffenen, die Nikabträgerinnen selber. Wie der
Tages-Anzeiger berichtete, lag das jedoch nicht daran, dass man sie nicht hätte zu Wort
kommen lassen, sondern dass sie sich – abgesehen von zwei Interviews während der
gesamten Kampagne – nicht äussern wollten. Nach gemäss eigenen Angaben
monatelanger Suche blieb der Zeitung deshalb nichts als die Erkenntnis, «dass verhüllte
Frauen in der Schweiz nicht nur Körper und Gesicht verstecken, sondern unsichtbar
und stumm bleiben».

Argumentativ bewegte sich der Abstimmungskampf auf verschiedenen Ebenen, wobei
die Befürwortenden und die Gegnerschaft über weite Strecken dieselben Punkte
vorbrachten, sie aber unterschiedlich interpretierten und daher zu gegenteiligen
Schlüssen kamen. Neben der Islamdebatte und der Grundrechtsdiskussion wurde von
beiden Seiten aus feministischer, sicherheitspolitischer, staatspolitischer und
empirischer Warte argumentiert. Wenngleich der Initiativtext keinen Bezug zur
islamischen Gesichtsverschleierung herstellte, war beiden Seiten klar, dass sie sich vor
allem gegen jene richtete. In der Presse war daher meist vom «Burkaverbot» oder von
der «Anti-Burka-Initiative» die Rede, obwohl in der Schweiz – wenn überhaupt –
ausschliesslich der Nikab zu sehen sei, wie eine im Abstimmungskampf viel zitierte
Studie der Universität Luzern feststellte. Während das Contra-Lager die Initiative als
anti-islamisch und diskriminierend gegenüber Musliminnen verstand, sah die Pro-Seite
sie als Mittel zum Kampf gegen den radikalen Islam und den Islamismus. Die
Religionsfreiheit der Musliminnen tangiere die Initiative nicht, weil die Verschleierung
nicht vom Islam verlangt werde, sondern ein kultureller Ausdruck für die Unterdrückung
der Frau sei; sie könne daher nicht als Ausübung der persönlichen Freiheit gewertet
werden. Vielmehr sei die Vollverschleierung sexistisch und entwürdigend, weil sie die
Frauen im öffentlichen Leben unsichtbar mache und entmenschliche. Die
muslimischen Frauen müssten davor bewahrt werden, weil sie sich mit Gesichtsschleier
nicht in die Schweizer Gesellschaft integrieren könnten. Die Gegenseite betonte, dass
sich die Nikabträgerinnen in der Schweiz in der Regel aus religiöser Überzeugung
freiwillig verschleierten und nicht befreit werden müssten – im Gegenteil: Soziologische
Studien aus Frankreich zeigten, dass die Verschleierung von den strenggläubigen
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Musliminnen im westlichen Kulturkreis als antikonformistischer, emanzipatorischer Akt
verstanden werde. In Frankreich habe das Verbot den Gesichtsschleier sogar populärer
werden lassen, weil er jetzt auch als Ausdruck des Protests getragen werde. Zudem sei
es sexistisch und paternalistisch, den Frauen vorzuschreiben, wie sie sich zu kleiden
hätten und ihnen die freie Entscheidung für den Schleier nicht zuzutrauen. Falls eine
Frau den Schleier tatsächlich unter Zwang trage, kriminalisiere das Verbot überdies das
Opfer und wirke kontraproduktiv, indem es die betroffenen Frauen zuhause einsperre
und erst recht aus der Gesellschaft ausschliesse. Dass es gemäss der Studie der
Universität Luzern in der Schweiz nur 20 bis 30 vollverschleierte Frauen gebe, gab dem
ablehnenden Lager Anlass, das Anliegen als unnötige Symbolpolitik zu bezeichnen. Für
die Befürworterinnen und Befürworter war die Gesichtsverhüllung jedoch eine
Prinzipienfrage und auch in noch so kleinen Zahlen nicht tolerierbar. Sie sahen sich im
Motto «Wehret den Anfängen» bestärkt und forderten, jetzt zu handeln, solange es
noch nicht zu spät sei.

Weiter hob die Pro-Seite hervor, dass die Identifizierbarkeit von Personen
sicherheitsrelevant sei. Das Verhüllungsverbot schütze die Gesellschaft somit auch vor
vermummten Kriminellen wie zum Beispiel Hooligans oder gewalttätigen
Demonstrierenden. Dem setzte die Gegenseite entgegen, dass es in fünfzehn Kantonen
bereits verboten sei, sich bei Demonstrationen und Sportveranstaltungen zu
vermummen. (Als erster Kanton hatte Basel-Stadt 1990 ein solches Verbot eingeführt.)
Ausserdem verhindere das Verhüllungsverbot – anders als von den Initianten schon bei
der medienwirksamen Lancierung der Initiative suggeriert – keine Terroranschläge.
Dafür brauche es strafrechtliche und präventiv-polizeiliche Massnahmen, denn allein
durch ein Verhüllungsverbot würden radikalisierte Islamisten und Islamistinnen «nicht
plötzlich zurück in die Mitte der Gesellschaft finden», wie es der «Sonntags-Blick»
formulierte. In anderen Kontexten, etwa in winterlicher Kälte, an der Fasnacht oder in
der Pandemiesituation, sei die Verhüllung zudem auch für die Initiantinnen und
Initianten kein Problem, wie die im Initiativtext enthaltenen Ausnahmen zeigten.

Auf der staatspolitischen Ebene drehte sich die Diskussion um die Frage, ob das
Verhüllungsverbot in die Bundesverfassung gehöre. Während die Contra-Seite es
ablehnte, Kleidervorschriften in die Verfassung zu schreiben, sah das Pro-Lager dies als
gerechtfertigt an, weil es eben nicht um eine blosse Kleidervorschrift gehe, sondern um
einen Grundsatz der liberalen und demokratischen Gesellschaft: In der Öffentlichkeit
das Gesicht zu zeigen und dasjenige des Gegenübers zu sehen, sei fundamental für das
Zusammenleben. Diese Begründung hatte auch den EGMR von der
menschenrechtlichen Zulässigkeit des Verhüllungsverbots in Frankreich überzeugt, als
dieses in Strassburg vergeblich angefochten worden war. Darüber, ob die seit Monaten
geltende Maskenpflicht aufgrund der Corona-Pandemie dieses Argument ad absurdum
führe oder ob sie gerade beweise, dass es das Verhüllungsverbot für das Funktionieren
der zwischenmenschlichen Beziehungen brauche, wurden sich die beiden Lager nicht
einig. Derweil war das gegnerische Lager der Ansicht, es sei gerade höchst illiberal,
etwas zu verbieten, das niemandem schade, nur weil es auf Ablehnung stosse. Auch der
Bundesrat argumentierte hauptsächlich staatspolitisch: Ein nationales
Verhüllungsverbot greife in die Souveränität der Kantone ein, denen die Polizeihoheit
obliege. Das Tessin und St. Gallen hätten bereits ein Verhüllungsverbot eingeführt,
während andere Kantone ein solches explizit abgelehnt hätten. Diese Entscheide seien
zu respektieren. Die Befürwortendenseite argumentierte indessen, dass die Regelung
einer solch fundamentalen gesellschaftlichen Frage nicht den Kantonen überlassen
werden dürfe. Dass die Gesichtsverhüllung in vielen anderen europäischen Ländern –
darunter Belgien, Bulgarien, Dänemark, Frankreich, Lettland und Österreich – und sogar
einigen arabischen Staaten wie Ägypten, Marokko, Senegal oder Tunesien verboten –
und im Falle von Frankreich das Verbot explizit vom EGMR als menschenrechtskonform
bestätigt – sei, wertete die Pro-Seite als Zeichen der Legitimität ihres Anliegens. Sie
betonte zudem die guten Erfahrungen, welche die Kantone Tessin und St. Gallen damit
gemacht hätten. Weder im Tessin noch in den bei arabischen Gästen beliebten
österreichischen Ferienorten habe sich das Verhüllungsverbot negativ auf den
Tourismus ausgewirkt, wie es der Tourismusverband befürchtete. Die Contra-Seite hob
hingegen hervor, dass im Tessin und in St. Gallen praktisch keine Verstösse gegen das
Verbot registriert würden, was bestätige, dass es sich nur um ein Scheinproblem
handle. In diesem Zusammenhang war in den Augen der Befürworterinnen und
Befürworter auch Justizministerin Karin Keller-Sutter, die sich im Namen des
Bundesrats gegen das Verhüllungsverbot aussprach, nicht glaubwürdig, weil sie in St.
Gallen als ehemalige Polizeidirektorin genau ebendieses eingeführt habe. Gleichzeitig
attestierten die Gegnerinnen und Gegner dem Egerkinger Komitee und der SVP ein
Glaubwürdigkeitsproblem, weil sie ihnen ihr Engagement für Frauenrechte nicht
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abkauften.

Neben der Initiative selbst sorgte auch der indirekte Gegenvorschlag, der bei
Ablehnung der Initiative automatisch in Kraft treten würde, für einige Diskussionen. Die
Initiativgegnerinnen und -gegner waren der Ansicht, der Gegenvorschlag regle mit der
gesetzlichen Pflicht, zur Identifizierung vor Behörden das Gesicht zu zeigen, alles
Nötige. Ausserdem leiste er – im Gegensatz zum Verhüllungsverbot – einen
tatsächlichen Beitrag an die Stärkung der Frauenrechte und die bessere Integration von
ausländischen Frauen in die Gesellschaft. Die Initianten argumentierten hingegen, der
Gegenvorschlag löse das eigentliche Problem nicht und wer keine
«Gleichstellungsoffensive» («Weltwoche») wolle, müsse mit der Annahme der Initiative
den Gegenvorschlag verhindern.

Die durchgeführten Umfragen attestierten der Initiative von Anfang an gute Chancen.
Nachdem Ende Januar eine klare Ja-Mehrheit von 63 Prozent (Tamedia) bzw. 56
Prozent (SRF) resultiert hatte, legte die Nein-Kampagne im Folgenden etwas zu. Zwei
Wochen vor der Abstimmung bekundeten noch 59 bzw. 49 Prozent der Befragten eine
Ja-Stimmabsicht. Während die Parteibasis der SVP durchwegs zu rund 90 Prozent ja
stimmen wollte, zeigten sich die Anhängerschaften von FDP, Mitte und GLP gespalten –
hier konnte das Nein-Lager im Verlauf der Kampagne Boden gutmachen. Auch im linken
Lager traf das Anliegen immerhin bei rund 30 Prozent der Befragten auf Wohlwollen. 1

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Obwohl der Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Für mehr Transparenz in der
Politikfinanzierung (Transparenz-Initiative)» auf gutem Wege war und das
Initiativkomitee bereits den Rückzug seines Initiativbegehrens angekündigt hatte, falls
sich die Räte auf die noch ausstehenden Differenzen einigen könnten, liess es sich der
Nationalrat nicht nehmen, in der Sommersession 2021 über besagtes Volksbegehren zu
debattieren. In nicht weniger als 59 Wortmeldungen wurde gestritten, ob es mehr
Transparenz in der Politikfinanzierung brauche, um das Vertrauen in die Politik zu
erhöhen, oder ob die Offenlegungspflichten mit den Besonderheiten des politischen
Systems der Schweiz unvereinbar seien, weil das Milizsystem auf Grund der fehlenden
staatlichen Parteienfinanzierung auf Spenden angewiesen sei. Hinterfragt wurden
zudem die Machbarkeit von Kontrollen und die Definition von Zuwendungen. 
Für mehr Transparenz argumentierte die Ratslinke: Nadine Masshardt (sp, BE), Mitglied
des Initiativkomitees, argumentierte, dass die Idee durchaus mit dem Milizsystem
vereinbar sei, weil lediglich Grossspenden offengelegt werden müssten: «Meine
Grossmutter, die meine Wahlkampagne mit 100 Franken unterstützt, oder auch der
Bäcker im Dorf, der 500 Franken an eine Abstimmungskampagne bezahlt, werden nicht
entblösst.» Samira Marti (sp, BL) ergänzte, dass Bürgerinnen und Bürger wissen
müssten, wer bei Wahlen und Abstimmungen mit grossen Geldsummen Einfluss auf die
Politik nehmen wolle. In die gleiche Kerbe schlug Irene Kälin (gp, AG), die zudem daran
erinnerte, dass die Schweiz aufgrund der mangelnden Transparenz in der
Politikfinanzierung immer wieder gerügt worden sei. Es seien «mutmasslich
ausländische Grosskonzerne wie Shell und BP, die über die Erdölvereinigung Avenergy
Suisse den Abstimmungskampf gegen das CO2-Gesetz massgeblich mitfinanzieren»
würden, erörterte Céline Widmer (sp, ZH) ein aktuelles Beispiel. Weil die
Kampagnenfinanzierung aber bisher geheim sei, könne man darüber nur spekulieren.
Gerade in Abstimmungskampagnen müsse aber Transparenz darüber herrschen, woher
Grossspenden stammten. 
Die Ratsrechte echauffierte sich hingegen etwa in der Person von Gregor Rutz (svp,
ZH), mehr Transparenz bringe nicht mehr Vertrauen, sondern im Gegenteil mehr
Misstrauen, weil hinter jeder Grossspende Korruption vermutet werde. Es gehe den
Initianten letztlich um die Einführung eines Berufsparlaments und einer staatlichen
Parteienfinanzierung. Es gebe keine Probleme, die mit mehr Transparenz gelöst werden
müssten, fand auch Thomas Burgherr (svp, AG). Hier würden «Probleme anderer Länder
auf unser eigenes übertragen». Eigenverantwortung und Vertrauen in der Bevölkerung
gehe verloren, wenn Politik nicht mehr anonym unterstützt werden könne und eine
«Amerikanisierung» der Politik verstärkt werde. Schliesslich stärke die durch eine
solche Regelung notwendige Kontrolle der Transparenzregeln nur die Bürokratie. Kurt
Fluri (fdp, SO) fragte rhetorisch, ob die Kenntnis der Spenden überhaupt
aufschlussreich sei: Es sei doch kaum zu erwarten, dass Grossspender entgegen ihren
eigenen Interessen Geld in Kampagnen steckten. Es gebe zudem vielfältige
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Umgehungsmöglichkeiten, wie Sachleistungen, Zerstückelung von Beträgen oder das
Zwischenschalten von Vereinen oder Stiftungen, «die Parteispenden auf wunderbare
Art und Weise neutralisieren können». Forderung nach mehr Transparenz entspreche
deshalb keinem echten Problem, sondern einem «opportunistischen Zeitgeist». Auch
Andri Silberschmidt (fdp, ZH) gab  zu Protokoll, dass er nicht davon ausgehe, dass die
Diskussionen um Transparenz in der Politikfinanzierung bald ein Ende nehmen würden.
Es sei unlängst bekannt geworden, dass die SVP und die SP «Finanzierungsgefässe in
Form von Stiftungen» geschaffen hätten, mit denen die Transparenzvorschriften
wahrscheinlich umgangen werden könnten, wodurch dann wieder neue Regeln nötig
würden.
Die Ratsmitte, etwa in Person von Gerhard Pfister (mitte, ZG), bedauerte, dass weder
mit der Initiative noch mit dem Gegenvorschlag vollständige Transparenz geschaffen
werde: Die «indirekte Parteienunterstützung», die etwa durch die Anstellung von
Parlamentsmitgliedern bei Interessenorganisationen oder NGOs erfolge, beeinflusse die
Politik wesentlich stärker als Parteispenden. Weitere Vorstösse würden deshalb wohl
folgen, die letztlich die Parteien weiter unter Druck setzen würden. Wollten die
Parteien ihrer vor allem aufgrund der direkten Demokratie wichtigen, aber aufwändigen
Arbeit weiter nachkommen, so müsse wohl irgendwann «staatliche finanzielle
Unterstützung» gefordert werden. Jörg Mäder (glp, ZH) bat darum, die Sache nicht zu
stark zu dramatisieren: «Wenn Sie also in Zukunft dank der neuen Regelung oder
anderweitig erfahren, dass der Velohändler Ihres Vertrauens einer anderen Partei
gespendet hat oder ein Wahlplakat eines anderen Kandidaten ins Schaufenster gehängt
hat, machen Sie doch bitte kein Drama daraus». Die Politik funktioniere in der Schweiz
vor allem auch deshalb gut, weil sie auf Zusammenarbeit und Vertrauen beruhe.
Information könne dies noch weiter fördern.
Auch weil der Gegenvorschlag auf gutem Wege sei, bat die Sprecherin der SPK-NR,
Marianne Binder-Keller (mitte, AG), den Rat, die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen,
was dieser schliesslich mit 110 zu 73 Stimmen auch tat. Entsprechend der Debatte
stimmten die geschlossenen Fraktionen der SP und der Grünen – unterstützt von 5
Angehörigen der Mitte-Fraktion – für eine Empfehlung auf Annahme der Initiative. 

In den Schlussabstimmungen am Ende der Sommersession 2021 empfahl der
Nationalrat die Initiative mit 121 zu 73 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und der Ständerat
mit 29 zu 14 (bei 1 Enthaltung) zur Ablehnung. Auch in der kleinen Kammer, die das
Begehren bereits in der Wintersession 2019 debattiert hatte, hatten sich die links-
grünen Parteien für eine Unterstützung der Volksinitiative ausgesprochen. 2

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Noch am Tag der Schlussabstimmungen über die Revision des Filmgesetzes (FiG),
kündigten die Jungfreisinnigen, die Jungen Grünliberalen sowie die Junge SVP ein
gemeinsames Referendum an. Am 20. Januar 2022 reichte das Bündnis insgesamt
69'797 Unterschriften ein, wovon die BK am 14. März 2022 51'872 als gültig bestätigte,
womit das Referendum gegen die «Lex Netflix» Realität wurde. 

Die Gegnerinnen und Gegner der Revision des Filmgesetzes (FiG), die Jungparteien,
störten sich insbesondere an zwei Elementen des neuen Filmgesetzes: Der erste
Kritikpunkt war, dass Streaming-Plattformen wie Disney+ oder Netflix neu 4 Prozent
ihres in der Schweiz erzielten Bruttogewinns in den Schweizer Film investieren müssen.
Diese Differenz war bereits in den eidgenössischen Räten heiss umstritten gewesen
und konnte erst in der Differenzbereinigung ausgemerzt werden. Zwei Mitträger des
Referendums, Nicolo Carle, Mitglied der Jungen Mitte, und Luis Deplazes aus der
Jungen FDP kritisierten dies als Versuch, künstlich eine Industrie «hochzuzüchten». Sie
verstünden nicht, «wieso man aus der Schweiz ums Verrecken eine grosse Filmnation
machen wolle», liessen sie sich im Tages-Anzeiger zitieren. Nach Alec von Barnekow,
dem Vizepräsidenten der Jungfreisinnigen, ist es nicht richtig, zur Finanzierung des
Schweizer Films erfolgreiche Wirtschaftsakteure zu bestrafen, nur weil sie eine breite
Kundschaft anziehen könnten.
Zweitens zeigte sich das Referendumskomitee nicht damit einverstanden, dass das
Gesetz neu eine Mindestquote von 30 Prozent an europäischen Filmen vorsieht, welche
die Plattformen in ihr Angebot aufnehmen müssten. Nach Matthias Müller, Präsident
der Jungfreisinnigen und des Referendumskomitees, würde dies dazu führen, dass
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beliebte Filme und Serien aus den USA, Asien oder Afrika wegfallen würden, was der
Filmvielfalt schaden würde, wie er gegenüber dem «Blick» bemerkte. Alec von
Barnekow erachtete dies gar als Frontalangriff auf die liberalen Werte der Schweiz.
Camille Lothe, Präsidentin der Jungen SVP Zürich, vertrat gegenüber dem Tages-
Anzeiger die Meinung, dass der Staat mit dieser Gesetzesrevision versuchen würde, die
Menschen in einem sehr privaten Bereich zu erziehen, was zu weit gehe. Wieder einmal
würde der Staat damit in etwas Gutes «reinfingern». Generell, so lautete der Tenor der
jungbürgerlichen Parteien, sei die Lex Netflix eine «politische Sünde». Dies werde sich
direkt in den Abopreisen der Konsumentinnen und Konsumenten niederschlagen,
welche dann für Filme zahlen würden, die sie gar nicht sehen möchten. 

Die Befürwortenden argumentierten auf der einen Seite damit, dass die Revision neue
Arbeitsplätze und Aufträge an die lokale Wirtschaft mit sich bringe. Durch die bessere
Investition würden mehr Filmschaffende und Schauspielende in der Schweiz bleiben
oder hierher kommen, die bis anhin ihr Glück auf Grund tieferer Kosten im Ausland
gesucht hatten. Dies würde wiederum neue Arbeitsstellen schaffen – immerhin brauche
eine Filmproduktion um die 200 Angestellte, wie Regisseurin Lisa Brühlmann gegenüber
den Medien erklärte. Auch die Qualität des Schweizer Films würde gemäss Marianne
Binder (mitte, AG) dadurch steigen, so hätte die Förderung in den Nachbarländern zu
einem Aufblühen der Branchen geführt – sie nannte dazu etwa die spanische Serie «La
Casa de Papel» (Haus des Geldes), welche dank Netflix zu einem weltweiten Erfolg
geworden war. Mit der entsprechenden Förderung sei es durchaus auch möglich, dass
der nächste Hit aus der Schweiz kommen könne, was letztendlich auch den Plattformen
zugute kommen würde. 
Auf der anderen Seite argumentierten etwa Elena Tatti und Daniel Wyss als Co-
Präsidium der «Association romande de production audiovisuelle» (AROPA), dass seit
der Pandemie die Gewinne der Branche, gerade von Netflix, in der Schweiz stark
angestiegen seien, was die geplante Abgabe rechtfertige. Ausserdem sei eine
Investitionspflicht von 4 Prozent durchaus legitim, international seien die
entsprechenden Abgaben um einiges höher – in Frankreich etwa lägen sie bei 26
Prozent. Dass sich diese auf die Preise der Streaming-Anbietenden auswirken würden,
wie das Referendumskomitee befürchtete, erachteten bereits Bundesrat und
Parlament derweil als unwahrscheinlich, so sei dies in anderen Ländern mit sehr hohen
Ansätzen auch nicht eingetroffen. Zudem hätten die Plattformen dies gleich selbst
widerlegt: die meisten hätten gemäss Medien öffentlich bekannt gegeben, dass die
Preisgestaltung unabhängig von solchen neuen Regeln entschieden werde. 

Der Abstimmungskampf zur Revision des Filmgesetzes (FiG) blieb lange Zeit
unterdurchschnittlich, sowohl bezüglich Medieninteresse, wie eine Studie des fög
aufzeigte, als auch bezüglich Zeitungsinseraten, wie Année Politique Suisse
verdeutlichte. Für Aufsehen sorgte hingegen Mitte April 2022 ein Zwischenfall in der
SRF-Sendung «Arena», als Kulturminister Berset unerwartet mit einem Fehler im
Abstimmungsbüchlein konfrontiert wurde. Demnach seien in einer Grafik, welche die
Investitionspflicht in anderen europäischen Staaten aufzeigen sollte, auch Staaten ohne
strikte Investitionspflicht aufgeführt gewesen. Nachdem das Referendumskomitee in
vier Kantonen Abstimmungsbeschwerden eingereicht hatte, gab die Bundeskanzlei
bekannt, dass ergänzende Erklärungen zur Grafik veröffentlicht werden würden. Da das
Abstimmungsbüchlein zu diesem Zeitpunkt aber bereits an die Stimmbevölkerung
verschickt worden war, konnten die Änderungen nur noch auf der Internetseite des
Bundes vorgenommen werden. Da dem Komitee die Anpassungen zu wenig weit gingen,
verzichtete es auf einen Rückzug der Beschwerden und reichte Ende April ergänzend
Beschwerde beim Bundesgericht in Lausanne ein. Dieses erachtete jedoch eine
umfassende Information der Stimmberechtigten durch die öffentlich zugänglichen
Präzisierungen der BK als zulässig und lehnte die Beschwerde ab.

Am 15. Mai 2022 nahm das Schweizer Stimmvolk das neue Filmförderungsgesetz mit
einem Ja-Stimmenanteil von 58.4 Prozent an – damit wurde das Schweizer Recht im
Filmwesen an neue Entwicklungen in der EU angeglichen. Die Medien erachteten das
Ergebnis als erstaunlich deutlich, zumal das Referendumskomitee im Verlauf des
Abstimmungskampfes gemäss Vorumfragen einen beachtlichen Anstieg an
Unterstützung erreicht und damit die Filmfreundinnen und -freunde unerwartet nervös
gemacht hatte. So zeigte etwa die erste Vorumfrage des SRG/gfs vom 18. März 2022,
dass 16 Prozent Nein (16 Prozent eher Nein) stimmen würden. Zum Zeitpunkt der letzten
Tamedia/Leewas-Vorumfrage vom 4. Mai 2022 war dieser Anteil auf 40 Prozent (5
Prozent eher Nein) angestiegen.
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Abstimmung vom 15. Mai 2022

Beteiligung: 40.03%
Ja: 1'255'038 Stimmen (58.4%)
Nein: 893'370 Stimmen (41.6%)

Parolen:
-Ja: Grüne, GLP (4)*, Mitte (3)*, SP, EVP, PdA, Junge Grüne, Juso, Junge Mitte (4)*; SGB,
SSV, VPOD, cinésuisse, Suisseculture, Suisa, Europäische Bewegung Schweiz,
Gewerbeverband AI, Ensemble à Gauche, ML-CSP FR, CSP OW, PCSI JU,
Filmschaffende.
-Nein: FDP (3)*, SVP, EDU, SD, Piratenpartei, Junge FDP, Junge SVP, Junge GLP; NZZ,
eco, SGV, Verband Schweizer Privatfernsehen, Schweizerisches Konsumentenforum
(KF), Telesuisse, Economiesuisse, Swico, SuisseDigital.
*in Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Wie zu erwarten zeigten sich die Gegnerinnen und Gegner des Filmgesetzes wenig
erfreut über das Ergebnis. Die NZZ etwa, welche sich gemäss fög während des
Abstimmungskampfes klar gegen die Vorlage positioniert hatte, sprach von einem
«Film-Heimatschutz der Linken». Ob damit der Konsum von Schweizer Filmen
tatsächlich steigen werde oder ob es nur einfach erzwungenermassen mehr Angebot
geben werde, müsse sich noch weisen. Auch Schweizer Privatsender, welche sich
bereits im Abstimmungskampf kritisch gegenüber dem neuen Gesetz geäussert hatten,
zeigten sich enttäuscht. Der Präsident der Jungfreisinnigen, Matthias Müller, welcher
das Referendumsteam angeführt hatte, erachtete das Ergebnis immerhin als
«Achtungserfolg». Immerhin sei dank dem Referendum über die Thematik diskutiert
worden. Die Medien rühmten den Abstimmungskampf der bürgerlichen Jungparteien
derweil als «geschickt» und «laut» und beleuchteten die jüngsten Erfolge der
Jungfreisinnigen, etwa ihren Einsatz gegen das Geldspielgesetz oder für die
Renteninitiative. 

Die Befürwortenden der Revision präsentierte sich gegenüber den Medien zufrieden
und hoffnungsvoll. Der Direktor von Pro Helvetia, Philippe Bischof, twitterte etwa, dass
dieses Abstimmungsergebnis «ein gutes Zeichen für den Umgang mit Streaming-
Plattformen und gerechter Mittelverteilung zwischen Vertrieb und Kreation» sei. Die SP
deutete das Ergebnis als «Zeichen gegen die Selbstbedienungsmentalität der grossen
Konzerne» und als wichtiges Signal für die sprachliche und kulturelle Vielfalt der
Schweiz. Die Mitte freute sich darüber, dass die erwünschten «gleich langen Spiesse»
zwischen den Streaming-Anbietenden und den Schweizer Fernsehsendern nun zum
Zuge kommen würden. 

Die Medien nutzten das Abstimmungsergebnis auch für einen Ausblick. Nun erhoffe
sich auch die Musikbranche eine Verbesserung ihrer Lage, etwa in Form einer
möglichen «Lex Spotify». Demnach machten Musikplattformen in der Schweiz
Millionenumsätze – ohne überhaupt ein Büro in der Schweiz zu besitzen. Dies sei in den
letzten Jahren bereits in drei Vorstössen (Mo. 19.3807; Po. 20.3685; Po. 21.3635)
erfolglos thematisiert worden – die Annahme des Filmgesetzes gebe nun aber Auftrieb.

Im Juni 2022 erschien schliesslich die VOX-Analyse zur Abstimmung und gab Hinweise
auf das Stimmverhalten der Bürgerinnen und Bürger. Abgelehnt wurde die Revision des
Filmgesetzes vor allem von Personen am rechten Pol des politischen Spektrums sowie
von Personen, welche mit der SVP sympathisieren. Als Hauptargument nannten die
Gegnerinnen und Gegner die unerwünschte «Einmischung des Staates in die
Wirtschaft» und die bereits ausreichenden Subventionen der Kulturbranche. Die
Befürwortenden der Revision erachteten die Revision als Stärkung der Schweizer
Filmbranche. Die grösste Zustimmung erhielt das Argument, dass damit Arbeitsplätze
und Aufträge an Schweizer Produzierende geschaffen würden und das mit einem
vielfältigeren Angebot einhergehe. Das Streamingdienste in Zukunft einen Teil ihres
Gewinns aus der Schweiz wieder in die Schweizer Filmbranche investieren müssen,
wurde zudem als gerecht wahrgenommen. Insgesamt erachteten die Befragten die
persönliche Bedeutung dieser Revision im Vergleich zu den anderen beiden Vorlagen
des Abstimmungssonntags (Transplantationsgesetz, Frontex) aber als gering. 3

1) APS-Zeitungs- und Inserateanalyse zu den Abstimmungen vom 7. März 2021; Medienmitteilung BR vom 19.1.21; Mitteilung
der Universität Luzern vom 17.12.20; NZZ, 4.7., 10.7., 15.7.20; TG, 22.7.20; TA, 5.11.20; LT, 8.12., 12.12., 15.12.20; CdT, WW,
7.1.21; NZZ, 8.1.21; TG, 14.1.21; AZ, 15.1.21; CdT, 16.1.21; TZ, 18.1.21; AZ, CdT, Exp, Lib, NF, TG, 20.1.21; CdT, WW, 21.1.21; LT, TA,
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TG, 22.1.21; CdT, Lib, NZZ, 23.1.21; CdT, LT, TG, 26.1.21; LT, TA, 27.1.21; LT, TG, TZ, WOZ, WW, 28.1.21; CdT, TA, 29.1.21; AZ, CdT,
Exp, Lib, NF, NZZ, 30.1.21; SoZ, 31.1.21; CdT, 1.2.21; AZ, Bund, CdT, LT, 2.2.21; BZ, CdT, LZ, NZZ, 3.2.21; CdT, LZ, NZZ, 4.2.21;
CdT, LT, TA, 5.2.21; AZ, CdT, NZZ, SZ, TA, 6.2.21; AZ, CdT, LZ, 8.2.21; CdT, Exp, LT, Lib, NF, NZZ, SGT, SZ, TA, TG, 9.2.21; 24H,
AZ, LT, TG, TZ, 10.2.21; CdT, LT, WOZ, 11.2.21; BU, LT, QJ, TZ, 12.2.21; BaZ, Lib, 13.2.21; So-Bli, SoZ, 14.2.21; Blick, CdT, 15.2.21;
AZ, CdT, LT, NZZ, 16.2.21; AZ, BaZ, CdT, Exp, 17.2.21; AVF, NZZ, TA, WOZ, WW, 18.2.21; AZ, BaZ, CdT, LT, TA, TZ, 19.2.21; Bund,
CdT, Exp, NZZ, TA, 20.2.21; So-Bli, 21.2.21; CdT, LT, TA, TZ, 22.2.21; CdT, LT, NZZ, QJ, SGT, 23.2.21; CdT, LT, TA, TG, TZ, 24.2.21;
AZ, CdT, Lib, NZZ, QJ, SZ, TA, WOZ, WW, 25.2.21; SZ, 26.2.21; AVF, AZ, CdT, Exp, LT, Lib, NF, TA, 27.2.21; So-Bli, 28.2.21; AZ,
CdT, NZZ, SGT, 1.3.21; NZZ, 2.3.21; Exp, LT, NF, 3.3.21; CdT, LT, NZZ, TA, WW, 4.3.21; TG, 5.3.21; NZZ, 6.3.21
2) AB NR, 2021 S. 1519.; AB NR, 2021 S. 949 ff.; AB SR, 2021 S. 733; BBl, 2021 1489
3) APS-Zeitungs- und Inserateanalyse zu den Abstimmungen vom 15.5.22; BBI 2022, 2652; BBI 2022, 640; Einladung
Medienkonferenz Nein-Komitee; Medienmitteilung BK vom 13.4.22; SRF-Trendumfrage zur Volksabstimmung vom 15.5.22 (1.
Welle); Tamedia-Abstimmungsumfrage (3. Welle); VOX-Analyse zu den Abstimmungen vom 15.5.22; fög-Abstimmungsmonitor
zu den Abstimmungen vom 15.5.22; LT, 8.1.22; Blick, 11.1.22; CdT, 13.1.22; LT, 20.1.22; CdT, 21.1.22; LT, TA, 24.1.22; 24H, CdT,
LT, Lib, NF, 9.3.22; NF, 11.3.22; LT, 15.3.22; 24H, CdT, LT, 25.3.22; 24H, 29.3.22; CdT, LT, SGT, 30.3.22; CdT, SGT, 2.4.22; LT,
4.4.22; Lib, 5.4.22; LT, 6.4.22; WW, 7.4.22; 24H, TA, 8.4.22; SoZ, 10.4.22; AZ, 11.4.22; NZZ, 12.4.22; AZ, CdT, Lib, TA, 13.4.22;
Blick, SGT, WOZ, 14.4.22; NZZ, TA, 16.4.22; NF, 19.4.22; NZZ, 20.4.22; CdT, TA, WW, 21.4.22; AZ, 23.4.22; SoZ, 24.4.22;
Republik, TA, 25.4.22; AZ, BZ, NZZ, 26.4.22; Republik, TA, 28.4.22; AZ, 29.4.22; SGT, 3.5.22; NZZ, TA, 4.5.22; AZ, NZZ, SGT,
WW, 5.5.22; NZZ, TA, 7.5.22; NZZ, 14.5.22; AZ, Blick, NZZ, 16.5.22; AZ, 23.5.22; NZZ, 16.8.22
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